Deutscher Bundestag 

16. Wahlperiode 


Drucksache 16/10809 


07 . 11.2008 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Familien und haushaltsnahen 
Dienstleistungen (Familienleistungsgesetz - FamLeistG) 


A. Problem und Ziel 

Investitionen in Familie sind Investitionen in die Zukunft. Aus diesem Grunde 
soll im Sinne einer nachhaltigen Familienpolitik der Familienleistungsausgleich 
deutlich verbessert werden. 

Die Stärkung der Familie und die Förderung des privaten Haushalts als Feld für 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten hat für die Bundesregierung hohe Priorität. 
Zudem sollen die entsprechenden Vorschriften bürgerfreundlich umgestaltet 
werden. 


B. Lösung 

— Der Kinderfreibetrag wird für jedes Kind von 3 648 Euro um 192 Euro auf 
3 840 Euro erhöht. Insgesamt werden somit die Freibeträge für jedes Kind 
von 5 808 Euro auf 6 000 Euro erhöht. 

— Das Kindergeld wird für erste und zweite Kinder um jeweils 10 Euro von 
154 Euro auf 164 Euro, für dritte Kinder um 16 Euro von 154 Euro auf 
170 Euro sowie für vierte und weitere Kinder umje 16 Euro von 179 Euro auf 
1 95 Euro monatlich angehoben. 

— Die steuerlichen Regelungen zu haushaltsnahen sozialversicherungspflichti- 
gen Beschäftigungsverhältnissen und haushaltsnahen Dienstleistungen ein- 
schließlich Pflegeleistungen, die bisher in mehreren gesonderten Tatbestän- 
den erfasst waren, werden in einer Vorschrift zur Förderung privater Haushal- 
te als Auftraggeber einer Dienstleistung bzw. als Arbeitgeber sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigter zusammengefasst. Die Förderung wird deutlich 
ausgeweitet auf einheitlich 20 Prozent der Aufwendungen von bis zu 
20 000 Euro, höchstens 4 000 Euro pro Jahr. 

— Die Regelungen zur steuerlichen Berücksichtigung von Kinderbetreuungs- 
kosten werden — ohne materiell-rechtliche Änderungen — in einer Vorschrift 
zusammengefasst. 

— Jeweils zum Schuljahresbeginn erhalten im Rahmen des Zweiten und des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB 11 und SGB XU) Schülerinnen und 
Schüler eine zusätzliche Leistung für die Schule in Höhe von 100 Euro. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 


a) Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) (in Mio. Euro) 


Gebietskörperschaft 

Volle Jahreswirkung* 

Kassenjahr 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

Insgesamt 

-2 240 

- 

-2 275 

-2 225 

-2 240 

-2 240 

Bund 

-975 

- 

-981 

-966 

-975 

-975 

Länder 

-935 

- 

-956 

-931 

-935 

-935 

Gemeinden 

-330 

- 

-338 

-328 

-330 

-330 


^ Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 


b) Andere Haushaltsausgaben 

Durch die Erhöhung und Staffelung des Kindergeldes im Bundeskindergeld- 
gesetz entstehen für den Bund Kosten in Höhe von bis zu 7 Mio. Euro jährlich. 

Durch das angehobene Kindergeld entstehen beim Bund sowie in geringem Um- 
fang bei den Kommunen Minderausgaben beim Arbeitslosengeld II (Sozialgeld) 
in Höhe von rd. 230 Mio. Euro jährlich und bei den Kommunen bei den Leistun- 
gen nach dem SGB XII von rd. ISMio. Euro jährlich. Bei den Unterhaltsleistun- 
gen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) entstehen dem Bund Minder- 
ausgaben aufgrund der Kindergeldanrechnung von bis zu 20 Mio. Euro jährlich 
und den Ländern von bis zu 40 Mio. Euro jährlich. Bei den nach § 7 UVG einge- 
zogenen Beträgen erfolgen zugleich Mindereinnahmen von bis zu 4 Mio. Euro 
beim Bund und von bis zu 8 Mio. Euro bei den Ländern. 

Durch die neue Leistung für die Schule entstehen bei den Ländern und Kommu- 
nen Kosten in Höhe von 2 Mio. Euro (§ 28a — neu — SGB XII) und beim Bund 
von 119 Mio. Euro (§ 24a — neu - SGB II) jährlich. 

2. Völlzugsaufwand 

Durch die Regelungen ist kein zusätzlicher Aufwand im Sach- und Personal- 
haushalt des Bundeszentralamts für Steuern zu erwarten. 


E. Sonstige Kosten 

Über die gesondert ausgewiesenen Bürokratiekosten hinaus führt der Gesetzent- 
wurf nicht zu zusätzlichen Kosten für die Wirtschaft, einschließlich der mittel- 
ständischen Unternehmen. Auswirkungen auf die Einzelpreise, das allgemeine 
Preisniveau und das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten. 

Unbeabsichtigte Nebenwirkungen im Sinne von § 44 Abs. 1 der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) sind nicht bekannt. 


F. Bürokratiekosten 

a) Unternehmen 

Es werden keine Informationspflichten für Unternehmen eingeführt, geändert 
oder abgeschafft. 
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b) Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger werden zwei Informationspflichten abgeschafft. 
Mit der Streichung des § 33a Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) ent- 
fallen die dort geforderten Nachweispflichten zu Alter, Krankheit, Grad der Be- 
hinderung oder Pflegebedürftigkeit. Die Streichung des § 35a Abs. 2 Satz 1 
zweiter Flalbsatz EStG (erhöhter Betrag) führt zum Wegfall der dort geforderten 
Nachweispflichten. 

Durch die Änderungen im Zweiten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch wird in 
den Ausnahmefällen des § 24a Satz 3 SGB II und des § 28a Satz 2 SGB XII je- 
weils eine Informationspflicht eingeführt. 

c) Verwaltung 

Für die Verwaltung werden keine Informationspflichten eingeführt, geändert 
oder abgeschafft. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 


November 2008 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr, Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Familien und haushaltsnahen 
Dienstleistungen (Familienleistungsgesetz - FamLeistG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 850. Sitzung am 7. November 2008 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Familien und haushaltsnahen 
Dienstleistungen (Familienleistungsgesetz - FamLeistG) 

Vom . . . 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210, 2003 1 

S. 179), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 4f wird wie folgt gefasst: 

„§ 4f (weggefallen)“. 

b) Vor Abschnitt 5 wird folgender Abschnitt 4b einge- 
fügt: 

„4b. 

Kinderbetreuungskosten 
§ 9c Kinderbetreuungskosten“. 

c) Die Angabe zu § 35a wird wie folgt gefasst: 

„§ 35a Steuerermäßigung bei Aufwendungen für 
haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, 
haushaltsnahe Dienstleistungen und Hand- 
werkerleistungen“. 

2. § 4f wird aufgehoben. 

3. ln § 9 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 4f ‘ durch die An- 
gabe „§ 9c Abs. 1“ ersetzt. 

4. ln § 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a wird die Angabe „§ 4f‘ 
durch die Angabe „§ 9c Abs. 1“ ersetzt. 

5. Dem Abschnitt 5 wird folgender Abschnitt 4b vorange- 
stellt: 

„Abschnitt 4b. 
Kinderbetreuungskosten 

§9c 

Kinderbetreuungskosten 

( 1 ) Aufwendungen für Dienstleistungen zur Betreuung 
eines zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehörenden 
Kindes im Sinne des § 32 Abs. 1, die wegen einer Er- 
werbstätigkeit des Steuerpflichtigen anfallen, können bei 
Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben oder wegen einer vor Vollendung des 25. Lebens- 
jahres eingetretenen körperlichen, geistigen oder seeli- 
schen Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unter- 
halten, in Höhe von zwei Dritteln der Aufwendungen, 
höchstens 4 000 Euro je Kind, bei der Ermittlung der Ein- 
künfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb 
oder selbständiger Arbeit wie Betriebsausgaben abgezo- 


gen werden. Im Fall des Zusammenlebens der Eltemteile 
gilt Satz 1 nur, wenn beide Eltemteile erwerbstätig sind. 

(2) Nicht erwerbsbedingte Aufwendungen für Dienst- 
leistungen zur Betreuung eines zum Haushalt des Steuer- 
pflichtigen gehörenden Kindes im Sinne des § 32 Abs. 1 
können bei Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben oder wegen einer vor Vollendung des 
25. Lebensjahres eingetretenen körperlichen, geistigen 
oder seelischen Behindemng außerstande sind, sich selbst 
zu unterhalten, in Höhe von zwei Dritteln der Aufwen- 
dungen, höchstens 4 000 Euro je Kind, als Sonderausga- 
ben abgezogen werden, wenn der Steuerpflichtige sich in 
Ausbildung befindet, körperlich, geistig oder seelisch be- 
hindert oder krank ist. Erwachsen die Aufwendungen we- 
gen Krankheit des Steuerpflichtigen, muss die Krankheit 
innerhalb eines zusammenhängenden Zeitraums von 
mindestens drei Monaten bestanden haben, es sei denn 
der Krankheitsfall tritt unmittelbar im Anschluss an eine 
Erwerbstätigkeit oder Ausbildung ein. Bei zusammenle- 
benden Eltern ist Satz 1 nur dann anzuwenden, wenn bei 
beiden Eltemteilen die Voraussetzungen nach Satz 1 vor- 
liegen oder ein Eltemteil erwerbstätig ist und der andere 
Eltemteil sich in Ausbildung befindet, körperlich, geistig 
oder seelisch behindert oder krank ist. Aufwendungen für 
Dienstleistungen zur Betreuung eines zum Haushalt des 
Steuerpflichtigen gehörenden Kindes im Sinne des § 32 
Abs. 1 können bei Kindern, die das dritte Lebensjahr voll- 
endet, das sechste Lebensjahr aber noch nicht vollendet 
haben, in Höhe von zwei Dritteln der Aufwendungen, 
höchstens 4 000 Euro je Kind, als Sonderausgaben abge- 
zogen werden, wenn sie weder nach Absatz 1 noch nach 
Satz 1 zu berücksichtigen sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Aufwendun- 
gen für Unterricht, die Vermittlung besonderer Fähigkei- 
ten sowie für sportliche und andere Freizeitbetätigungen. 
Ist das zu betreuende Kind nicht nach § 1 Abs. 1 oder 
Abs. 2 unbeschränkt einkommensteuerpflichtig, ist der in 
den Absätzen 1 und 2 genannte Betrag zu kürzen, soweit 
es nach den Verhältnissen im Wohnsitzstaat des Kindes 
notwendig und angemessen ist. Voraussetzung für den 
Abzug der Aufwendungen nach den Absätzen 1 und 2 ist, 
dass der Steuerpflichtige für die Aufwendungen eine 
Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des 
Erbringers der Leistung erfolgt ist.“ 

6. § 10 Abs. 1 Nr. 5 und 8 werden aufgehoben. 

7. ln § 10c Abs. 1 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1 Nr. 1, la, 4, 
5, 7 bis 9“ durch die Angabe „§ 9c Abs. 2 und § 10 Abs. 1 
Nr. 1, la, 4, 7 und 9“ ersetzt. 

8. In § 12 wird die Angabe „in den §§ 4f, 10 Abs. 1 Nr. 1, 2 
bis 5, 7 bis 9“ durch die Angabe „in den §§ 9c, 10 Abs. 1 
Nr. 1,2 bis 4, 7 und 9“ ersetzt. 
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9. In § 26a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1 
Nr. 5 und 8“ durch die Angabe „§ 9c Abs. 2“ ersetzt. 

10. In § 32 Abs. 6 Satz 1 wird die Zahl „1 824“ durch die 
Zahl „1 920“ ersetzt. 

11. In § 33 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 4f oder § 9 
Abs. 5“ durch die Angabe „§ 9 Abs. 5 oder § 9c Abs. 1“ 
ersetzt. 

12. § 33a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die 
Absätze 3 und 4. 

c) Im neuen Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „in den 
Absätzen 1 bis 3“ durch die Angabe „in den 
Absätzen 1 und 2“ ersetzt. 

d) Im neuen Absatz 4 wird die Angabe „der Absätze 1 
bis 3“ durch die Angabe „der Absätze 1 und 2“ er- 
setzt. 

13. § 35a wird wie folgt gefasst: 

„§ 35a 

Steueremiäßigung bei Aufwendungen für haus- 
haltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, haushaltsnahe 
Dienstleistungen und Handwerkerleistungen 

(1) Für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, 
bei denen es sich um eine geringfügige Beschäftigung 
im Sinne des § 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
handelt, ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer, 
vermindert um die sonstigen Steuerermäßigungen, auf 
Antrag um 20 Prozent, höchstens 510 Euro, der Auf- 
wendungen des Steuerpflichtigen. 

(2) Für andere als in Absatz 1 aufgeführte haushalts- 
nahe Beschäftigungsverhältnisse oder für die Inan- 
spruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen, die 
nicht Dienstleistungen nach Absatz 3 sind, ermäßigt 
sich die tarifliche Einkommensteuer, vermindert um die 
sonstigen Steuerermäßigungen, auf Antrag um 
20 Prozent, höchstens 4 000 Euro, der Aufwendungen 
des Steuerpflichtigen. Die Steuerermäßigung kann auch 
in Anspruch genommen werden für die Inanspruchnah- 
me von Pflege- und Betreuungsleistungen sowie für 
Aufwendungen, die einem Steuerpflichtigen wegen der 
Unterbringung in einem Heim oder zur dauernden Pfle- 
ge erwachsen, soweit darin Kosten für Dienstleistungen 
enthalten sind, die mit denen einer Hilfe im Haushalt 
vergleichbar sind. 

(3) Für die Inanspruchnahme von Handwerkerleis- 
tungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modemisie- 
rungsmaßnahmen, mit Ausnahme der nach dem 
C02-Gebäudesanierungsprogramm der KfW Förder- 
bank geforderten Maßnahmen, ermäßigt sich die tarif- 
liche Einkommensteuer, vermindert um die sonstigen 
Steuerermäßigungen, auf Antrag um 20 Prozent, höchs- 
tens 600 Euro, der Aufwendungen des Steuerpflichti- 
gen. Der Abzug von der tariflichen Einkommensteuer 
nach Satz 1 gilt nur für Arbeitskosten. 

(4) Die Steuerermäßigung nach den Absätzen 1 bis 3 
kann nur in Anspruch genommen werden, wenn das 


Beschäftigungsverhältnis, die Dienstleistung oder die 
Handwerkerleistung in einem in der Europäischen Uni- 
on oder dem Europäischen Wirtschaftsraum liegenden 
Haushalt des Steuerpflichtigen oder bei Pflege- und Be- 
treuungsleistungen in einem Haushalt der gepflegten 
oder betreuten Person ausgeübt oder erbracht wird. In 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 zweiter Halbsatz ist 
Voraussetzung, dass das Heim oder der Ort der dauern- 
den Pflege in der Europäischen Union oder dem Euro- 
päischen Wirtschaftsraum liegt. 

(5) Die Steuerermäßigungen nach den Absätzen 1 bis 3 
können nur in Anspruch genommen werden, soweit die 
Aufwendungen nicht Betriebsausgaben oder Wer- 
bungskosten darstellen oder unter § 9c fallen und soweit 
sie nicht als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt 
worden sind. Voraussetzung für die Inanspruchnahme 
der Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistun- 
gen nach Absatz 2 Satz 1 und 2 oder für Handwerker- 
leistungen nach Absatz 3 Satz 1 ist, dass der Steuer- 
pflichtige für die Aufwendungen eine Rechnung erhal- 
ten hat und die Zahlung auf das Konto des Erbringers 
der Leistung erfolgt ist. Leben zwei Alleinstehende in 
einem Haushalt zusammen, können sie die Höchstbeträ- 
ge nach den Absätzen 1 bis 3 insgesamt jeweils nur ein- 
mal in Anspruch nehmen.“ 

14. In § 37 Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1 
Nr. 1, la, Ib, 4, 5, 7 bis 9“ durch die Angabe „§ 9c 
Abs. 2, des§ 10 Abs. 1 Nr. 1, la, Ib, 4, 7 und 9“ ersetzt. 

15. In § 39a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 2 
wird jeweils die Angabe „§ 10 Abs. 1 Nr. 1, la, Ib, 4, 5, 
7 bis 9“ durch die Angabe „§ 9c Abs. 2 und des § 10 
Abs. 1 Nr. 1, la, Ib, 4, 7 und 9“ ersetzt. 

16. § 50 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die §§ 9a, 9c, 10, 10a, 10c, 16 Abs. 4, die §§ 24a, 24b, 
32, 32a Abs. 6, die §§ 33, 33a und 33b sowie § 9 Abs. 5 
Satz 1 , soweit er § 9c Abs. 1 für anwendbar erklärt, sind 
nicht anzuwenden.“ 

17. In § 5 la Abs. 2a Satz 1 wird die Zahl „3 648“ durch die 
Zahl „3 840“ und die Zahl „1 824“ durch die Zahl 
„1 920“ ersetzt. 

18. § 66 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für erste und 
zweite Kinder jeweils 164 Euro, für dritte Kinder 
170 Euro und für das vierte und jedes weitere Kind je- 
weils 195 Euro.“ 


Artikel 2 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 17. Juli 2007 (BGBl. I S. 1450), zuletzt geän- 
dert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .), 
wird wie folgt geändert: 

1. ln § 4 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „nach § 24 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter 
„nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 
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2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„( 1 ) Das Kindergeld beträgt monatlich fär erste und 
zweite Kinder jeweils 164 Euro, für dritte Kinder 
170 Euro und für das vierte und jedes weitere Kind je- 
weils 195 Euro.“ 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „154 Euro“ durch die 
Angabe „164 Euro“ ersetzt. 

3. In § 6a Abs. 4 Satz 4 werden die Wörter „allein erziehen- 
den Eltemteils“ durch die Wörter „alleinerziehenden El- 
temteils“ ersetzt. 


Artikel 3 

Änderung des Zweiten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für 
Arbeitsuchende - (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 
2003, BGBl. I S. 2954, 2955), zuletzt geändert durch 
Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...), wird wie 
folgt geändert: 

1 . Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe zu § 24 fol- 
gende Angabe eingefügt: 

„§ 24a Zusätzliche Leistung für die Schule“. 

2. Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt: 

„§ 24a 

Zusätzliche Leistung für die Schule 

Schüler, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben und die eine allgemeinbildende oder eine andere 
Schule mit dem Ziel des Erwerbs eines allgemeinbilden- 
den Schulabschlusses besuchen, erhalten bis zum Ab- 
schluss der Jahrgangs stufe 10 eine zusätzliche Leistung 
für die Schule in Höhe von 100 Euro, wenn mindestens 
ein im Haushalt lebender Eltemteil am 1. August des je- 
weiligen Jahres Anspruch auf Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts nach diesem Buch hat. Schüler, die 
nicht im Haushalt ihrer Eltern oder eines Eltemteils leben, 
erhalten unter den Voraussetzungen des § 22 Abs. 2a die 
Leistung nach Satz 1, wenn sie am 1. August des jeweili- 
gen Jahres Leistungen zur Sichemng des Lebensunter- 
halts nach diesem Buch erhalten. Der zuständige Träger 
der Grandsichemng für Arbeitsuchende kann im begrün- 
deten Einzelfall einen Nachweis über eine zweckentspre- 
chende Verwendung der Leistung verlangen.“ 

3. In § 41 Abs. 1 wird nach Satz 4 folgender Satz eingefügt: 

„Die Leistung nach § 24a wird jeweils zum 1. August 
eines Jahres erbracht.“ 


Artikel 4 

Änderung des Zwölften Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. 1 
S. 3022, 3023), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Geset- 
zes vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 


1 . Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe zu § 28 fol- 
gende Angabe eingefügt: 

„§ 28a Zusätzliche Leistung für die Schule“. 

2. In § 28 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „mit Ausnahme 
von Leistungen für Unterkunft und Heizung“ durch die 
Wörter „mit Ausnahme der zusätzlichen Leistung für die 
Schule nach § 28a sowie von Leistungen für Unterkunft 
und Heizung nach § 29“ ersetzt. 

3. Nach § 28 wird folgender § 28a eingefügt: 

„§ 28a 

Zusätzliche Leistung für die Schule 

Für Schülerinnen und Schüler allgemeinbildender 
Schulen und anderer Schulen mit dem Ziel des Erwerbs 
eines allgemeinbildenden Schulabschlusses wird bis zum 
Abschluss der Jahrgangs stufe 10 jeweils zu Begiim eines 
Schuljahres eine zusätzliche Leistung für die Schule in 
Höhe von 1 00 Euro erbracht. Der zuständige Träger der 
Sozialhilfe kann im begründeten Einzelfall einen Nach- 
weis über die zweckentsprechende Verwendung der Leis- 
tung verlangen.“ 


Artikel 5 

Änderung des Solidaritätszusehlaggesetzes 1995 

Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4130), 
zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . In § 3 Abs. 2a Satz 1 wird die Zahl „3 648“ durch die Zahl 
„3 840“ und die Zahl „1 824“ durch die Zahl „1 920“ er- 
setzt. 

2. Dem § 6 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

„(10) § 3 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
mngsgesetzes]) ist erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 2009 anzuwenden.“ 


Artikel 6 

Neubekanntmachung 
des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend karm den Wortlaut des Bundeskindergeldgeset- 
zes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen. 


Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
1 . Januar 2009 in Kraft. 

(2) Artikel 3 tritt am 1 . August 2009 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Förderung der Familien im Sinne einer nachhaltigen 
Familienpolitik genießt für die Bundesregierung höchste Pri- 
orität. Familien in unterschiedlichen Lebenssituationen und 
mit unterschiedlichen Bedürfnissen sollen gefördert und 
steuerlich entlastet werden. Durch die Erhöhung des Kinder- 
geldes für alle Kinder werden die Familien spürbar entlastet 
und ihre wirtschaftliche Stabilität gefestigt. Die gestaffelte 
Kindergelderhöhung bereits ab dem dritten Kind kommt be- 
sonders Mehrkindfamilien sowie Familien in unteren und 
mittleren Einkommensbereichen zugute. Damit wird berück- 
sichtigt, dass jedes vierte Kind, für das in Deutschland ein 
Kindergeldanspruch besteht, in einer Familie mit drei oder 
mehr Kindern lebt. 

Neben der im internationalen Vergleich bereits hohen Förde- 
rung von Familien durch den Familienleistungsausgleich 
sind zunehmend auch Maßnahmen zur besseren Vereinbar- 
keit von Familie, Pflege und Beruf von Bedeutung. Die För- 
derung haushaltsnaher Dienstleistungen fügt sich ein in die 
Politik der Bundesregierung für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung. Vorhandene Spielräume zur Förderung größerer 
Nachfrage nach Dienstleistungen und legaler sowie sozial- 
versicherungspflichtiger Beschäftigung werden nicht ausrei- 
chend genutzt. 

Daher wird die steuerliche Berücksichtigung haushaltsnaher, 
familienunterstützender und pflegebegleitender Dienstleis- 
tungen stark vereinfacht und der Spielraum für die Inan- 
spruchnahme der Steuerermäßigung stark erweitert. Fami- 
lien werden so nicht nur finanziell entlastet, sondern es 
werden günstigere Rahmenbedingungen zur weiteren Ver- 
einbarkeit von Familie, Pflege und Beruf geschaffen. Haus- 
haltsnahe, familienunterstützende und pflegebegleitende 
Dienstleistungen stellen im Bereich der privaten Haushalte 
als Arbeitgeber und Auftraggeber ein großes Potenzial für 
einen weiteren Beschäftigungsaufbau dar. Die Förderung der 
Nachfrage nach unterstützenden Infrastrukturen und Dienst- 
leistungen helfen bei der Bewältigung des Alltags, verbes- 
sern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, aber auch die 
Vereinbarkeit von Pflege naher Angehöriger und Beruf, und 
tragen der zunehmenden Erwerbsorientierung von Frauen 
Rechnung. Es werden Familien entlastet, die pflegebedürf- 
tige Angehörige zu Hause betreuen und versorgen. Schalten 
sie zusätzlich zu der familiären Pflege professionelle Leis- 
tungserbringer ein, um eine Überforderung der Pflegeper- 
sonen zu vermeiden und somit die häusliche Pflege auf Dauer 
sicherzustellen, können sie die dadurch entstehenden Auf- 
wendungen steuerlich geltend machen. Zudem leistet eine 
größere Nachfrage nach professionellen Dienstleistungen 
und legaler sowie sozialversicherungspflichtiger Beschäfti- 
gung einen Beitrag zur Überwindung des Fachkräfteman- 
gels. Es ist davon auszugehen, dass die Nachfrage nach ent- 
sprechenden unterstützenden Infrastrukturen und Dienstleis- 
tungen in den nächsten Jahren noch deutlich zunehmen wird 
- auch aufgrund demographischer Entwicklung mit einer zu- 
nehmenden Alterung der Bevölkerung. Haushalte, in denen 
pflege- und betreuungsbedürftige Menschen leben, haben 
einen besonders hohen Bedarf an unterstützenden haushalts- 


nahen Dienstleistungen. Von den zurzeit rd. 2,2 Millionen 
pflegebedürftigen Menschen in Deutschland werden etwa 
1,5 Millionen zu Hause gepflegt, wobei gegenüber dem 
stationären Bereich aber nur ein Bruchteil von professionel- 
len Pflegekräften zum Einsatz kommt. Diese Zahlen werden 
durch die demographische Entwicklung mit einer zunehmen- 
den Lebenserwartung in den kommenden Jahrzehnten deut- 
lich steigen. Die Steuerermäßigung trägt damit auch dazu 
bei, dass pflege- und betreuungsbedürftige Menschen so lan- 
ge wie möglich in ihrer gewohnten häuslichen Umgebung 
verbleiben können. 

Mit dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch wurden die Regel- 
sätze in der Sozialhilfe neu konzipiert, indem - mit wenigen 
und definierten Ausnahmen in Sonderfällen — die früheren 
einmaligen Leistungen pauschaliert und mit einbezogen wur- 
den. Ziel war es, den Leistungsbeziehem eine größere Selb- 
ständigkeit und Eigenverantwortlichkeit hinsichtlich ihrer 
Haushaltsführung zu verschaffen (Fördern und Fordern). Sie 
sollten wie Nichtleistungsempfänger mit ihrem Geld wirt- 
schaften und einen Teil der monatlichen Leistungen an- 
sparen, um bei entstehendem Bedarf auch größere Anschaf- 
fungen tätigen zu können. In den Regelsatz mit einbezogen 
wurden auch die Leistungen für den Schulbedarf der Kinder; 
ausgenommen sind lediglich die Leistungen für mehrtägige 
Klassenfahrten, die im Rahmen der einmaligen Sonderbe- 
darfe nach § 3 1 SGB XII erbracht werden. Die vorstehenden 
Ausführungen gelten auch für das Arbeitslosengeld II und 
das Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, 
für das die Sozialhilfe das Referenzsystem bildet. 

Ohne damit die grundsätzliche Verantwortung der Länder für 
den Bereich der schulischen Bildung in Frage zu stellen, ver- 
folgt die Bundesregierung das Anliegen, eine verbesserte 
schulische Bildung von Kindern und Jugendlichen im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten zu erreichen. 

Im Einzelnen enthält das Gesetz die folgenden Maßnahmen: 

- Der Kinderfreibetrag wird für jedes Kind von 3 648 Euro 
um 1 92 Euro auf 3 840 Euro erhöht. Insgesamt werden 
somit die Freibeträge für jedes Kind von 5 808 Euro auf 
6 000 Euro erhöht. 

- Die Anhebung des Kindergeldes erfolgt für erste und 
zweite Kinder um jeweils 10 Euro von 154 Euro auf 
164 Euro, für dritte Kinder um 16 Euro von 154 Euro auf 
170 Euro sowie für vierte und weitere Kinder um je 
16 Euro von 179 Euro auf 195 Euro monatlich. 

- Die steuerlichen Regelungen zu haushaltsnaher sozial- 
versicherungspflichtiger Beschäftigung und haushalts- 
nahen Dienstleistungen einschließlich Pflege- und Be- 
treuungsleistungen, die bisher in mehreren gesonderten 
Tatbeständen erfasst waren, werden in einer Vorschrift 
zur Förderung privater Haushalte als Auftraggeber einer 
Dienstleistung bzw. als Arbeitgeber sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigter zusammengefasst. Die Förderung 
wird deutlich ausgeweitet auf einheitlich 20 Prozent der 
Aufwendungen von bis zu 20 000 Euro, höchstens 
4 000 Euro pro Jahr. 
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Die mit dem Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen 
dienen der erheblichen steuerrechtlichen Vereinfachung 
und Entbürokratisierung zugunsten von Bürgerinnen und 
Bürgern und der Verwaltung sowie der Stärkung der 
Familien durch Förderung der Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Beruf. Sie geben einen gezielten Impuls für 
legale Beschäftigung im Bereich der Privathaushalte so- 
wie in Dienstleistungsagenturen. Sie dienen auch der Ver- 
meidung von Abgrenzungsproblemen, so brauchen z. B. 
die unterschiedlichen Pflegestufen nicht mehr nachge- 
wiesen werden. 

Die Steuerennäßigungsregelung für die Beschäftigung 
von Minijobbern wird auf 20 Prozent der Aufwendungen 
von bis zu 2 550 Euro, höchstens 510 Euro pro Jahr um- 
gestellt. Dies dient der Vereinfachung durch einheitliche 
Fördersätze. 

- Die bisher in mehreren Vorschriften verstreuten Regelun- 
gen zur steuerlichen Berücksichtigung von Kinderbetreu- 
ungskosten werden - ohne materiell-rechtliche Änderun- 
gen - in einer einzigen Vorschrift zusammengefasst. 

- Kinder und Jugendliche aus Familien, die auf Leistungen 
zum Lebensunterhalt nach dem SGB II oder dem 
SGB XII angewiesen sind, sollen bis zum Abschluss der 
Jahrgangsstufe 10 jeweils zum Schuljahresbeginn einen 
zusätzlichen Betrag von 100 Euro erhalten. 

- Der Entwurf sieht darüber hinaus redaktionell notwen- 
dige Anpassungen vor. 

Auch zukünftig wird die Bundesregierung ihre nachhaltige 
Familienpolitik fortsetzen. 

Eltern brauchen Hilfen im Alltag, damit sie ihre Zeit mit 
ihren Kindern verbringen können und Familie und Beruf 
zeitlich besser miteinander vereinbaren können. Kommt 
auch noch die Pflege der Eltern oder Schwiegereltern hinzu, 
potenziert sich häufig der Bedarf an haushaltsnahen Unter- 
stützungshilfen. Die zunehmende Erwerbsorientierung von 
Frauen führt zu einem wachsenden Bedarf, haushaltwirt- 
schaftliche Eigenarbeit durch professionelle Dienstleistun- 
gen zu ersetzen. 

Der Bundesregierung ist bewusst, dass durch das Instrument 
der steuerlichen Förderung allein die latenten Potenziale für 
Angebot und Nachfrage, und damit für mehr legale Beschäf- 
tigung im Bereich hauswirtschaftlicher und personenbezo- 
gener Dienstleistungen, nicht vollständig erschlossen werden 
köimen. Bestehende Angebote und Fördermöglichkeiten 
sind häufig zu wenig bekannt. Daher wird die Bundesregie- 
rung im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit stärker über die 
Fördermöglichkeiten privater Haushalte als Auftraggeber 
und Arbeitgeber informieren, um die Inanspruchnahme des 
Instruments der steuerlichen Förderung weiter zu erhöhen. 

Ein großzügiger und qualitativ hochwertiger Ausbau von 
sach- und personenbezogenen Dienstleistungen wird von 
vielen Fachleuten empfohlen. Der Markt für Dienstleistun- 
gen in privaten Haushalten ist in Deutschland jedoch bislang 
trotz enger lokaler Bezüge aufgrund seiner Vielfältigkeit we- 
nig transparent und im europäischen Vergleich noch wenig 
entwickelt. Derzeit existieren beispielsweise nur wenige An- 
gebote von privaten Agenturen oder Vermittlungsstellen, 
welche die Haushalte von Arbeitgeberfunktionen sozialver- 


sicherungspflichtiger Beschäftigung sowie von Such- und 
Transaktionskosten entlasten können. 

Daher ist zum einen zu prüfen, wie mit einer besonderen För- 
derung der Arbeitsaufnahme, Qualifizierung und Existenz- 
gründung im Bereich hauswirtschaftlicher und personenbe- 
zogener Dienstleistungen die Beschäftigung gesteigert wer- 
den kann. Zum anderen ist zu untersuchen, ob mit einer be- 
sonderen Förderung von Gründung, Ausbau, Vernetzung und 
Entwicklung von privaten Dienstleistungsagenturen oder 
Vermittlungsdiensten die Markttransparenz gefördert und so- 
zialversicherungspflichtige Beschäftigung in Privathaushal- 
ten gebündelt werden kann mit dem Ziel der Etablierung 
einer örtlichen Angebotsinfrastruktur. 

Europäische Nachbarstaaten haben verschiedene Verfahren 
eingeführt, die in diesem Segment zu einem positiven Be- 
schäftigungsaufbau geführt haben. Deshalb sind nationale 
und internationale Erfahrungen mit der Subjekt- und objekt- 
bezogenen Förderung von haushaltsnahen Dienstleistungen 
auszuwerten und auf dieser Basis ein mittelfristig umsetz- 
bares Modell zu konzipieren, mit dem die steuerliche Förde- 
rung den subventionspolitischen Leitlinien entsprechend 
durch gezielte Förderung von erwerbstätigen Eltern und 
Haushalten von Rentnerinnen und Rentnern sowie von pri- 
vaten Dienstleistungsagenturen und Vermittlungsdiensten 
ergänzt werden kann. 

Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich - so- 
weit nachfolgend nicht etwas anderes bestimmt ist - aus 
Artikel 1 05 Abs. 2 erste und zweite Alternative des Grundge- 
setzes (GG) i. V. m. Artikel 106 Abs. 3 Satz 1 GG. Im Fall 
der Änderung des Bundeskindergeldgesetzes, des Zweiten 
und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch hat der Bund die 
Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 7 GG. 

Für die öffentliche Fürsorge steht dem Bund das Gesetz- 
gebungsrecht zu, wenn und soweit die Herstellung gleich- 
wertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wah- 
rung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaat- 
lichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforder- 
lich macht (Artikel 72 Abs. 2 GG). 

Die Regelungen in Artikel 2 dienen sowohl der Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse als auch der Wahrung der 
Rechtseinheit, denn mit den das Kindergeld betreffenden Än- 
derungen werden die Änderungen des Einkommensteuerge- 
setzes nachvollzogen. Der Kindergeldanspruch der Eltern, 
die in Deutschland nicht unbeschränkt steuerpflichtig, aber in 
einer Weise mit den deutschen Arbeits-, Dienst- und Sozial- 
rechtssystem verbunden sind, die eine Kindergeldzahlung 
angemessen erscheinen lässt, soll unter denselben Vorausset- 
zungen und in derselben Höhe bestehen wie bei in Deutsch- 
land unbeschränkt steuerpflichtigen Eltern. 

Die Regelungen in Artikel 3 zur Änderung des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch zielen auf bundeseinheitliche Be- 
dingungen zur Förderung von Kindern und Jugendlichen in 
Familien, die Leistungen nach diesem Buch erhalten. Sie 
sind zur Wahrung der Rechtseinheit erforderlich. 

Die Regelungen in Artikel 4 sollen geltendes einheitliches 
Bundesrecht ändern und eine möglichst einheitliche Leis- 
tungserbringung aller Träger der Sozialhilfe für das gesamte 
Bundesgebiet gewährleisten, um Ungleichbehandlungen der 
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Betroffenen zu vermeiden. Damit ist zur Herstellung gleich- 
wertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet sowie zur 
Wahrung der Rechtseinheit eine bundesgesetzliche Regelung 
im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. 

Gleichstellungspolitische Relevanzprüfung 

Im Zuge der gemäß § 2 GGO vorzunehmenden Relevanz- 
prüfung sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Lebenssituation von Frauen und Männern keine Auswirkun- 
gen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zuwi- 
derlaufen. 

Sonstige Kosten 

Über die gesondert ausgewiesenen Bürokratiekosten hinaus 
führt der Gesetzentwurf nicht zu zusätzlichen Kosten für die 
Wirtschaft, einschließlich der mittelständischen Unterneh- 
men. Auswirkungen auf die Einzelpreise, das allgemeine 
Preisniveau und das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu er- 
warten. 

Unbeabsichtigte Nebenwirkungen im Sinne von § 44 Abs. 1 
GGO sind nicht bekarmt. 
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Finanzielle Auswirkungen 
a) Steuermehr-/-mindereinnahmen 


(Steuermehr- / -mindereinnahmen {-) in Mio. €) 




Steuer- 









art / 

Volle 



Kassenjahr 


Nr. 

Maßnahme 

Gebiets- 

Jahres- 







körper- 

schaft 

Wirkung’ 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

1 

§ 35 a EStG (unter Berücksichtigung der 

Abschaffung § 33 a Abs. 3 EStG) 

Insg. 

-130 

- 

- 

- 80 

- 130 

-130 


Für Minijobs ermäßigt sich die tarifliche 

ESt 

- 125 

- 

- 

- 75 

- 125 

- 125 


Einkommensteuer um 20 Prozent, höchstens 
510 Euro. Für haushaltsnahe 

SolZ 

- 5 

- 

- 

- 5 

-5 

- 5 


Beschäftigungsverhältnisse oder für die 

Bund 

-58 

- 

- 

-37 

-58 

- 58 


Inanspruchnahme von haushaltsnahen 

ESt 

-53 

- 

- 

-32 

- 53 

-53 


Dienstleistungen ermäßigt sich die tarifliche 
Einkommensteuer um 20 Prozent, höchstens 

SolZ 

- 5 

- 

- 

- 5 

- 5 

- 5 


4 000 Euro. 

Länder 

-53 

- 

- 

-32 

-53 

-53 



ESt 

-53 

- 

- 

-32 

- 53 

-53 



Gern. 

-19 

. 

_ 

-11 

-19 

-19 



ESt 

- 19 

- 

- 

- 11 

- 19 

- 19 


2 Erhöhung Kindergeld und Kinderfreibetrag zum 

1.1.2009^’ 

Insg. 

-2.110 

- 

- 2.275 

-2.145 

-2.110 

-2.110 

Zum 1 .1 .2009 steigt das Kindergeld für das 1 . 

ESt 

- 2.075 

- 

- 2.250 

-2.115 

- 2.075 

- 2.075 

und 2. Kind um jeweils 1 0 €, ab dem 3. Kind um 

SolZ 

-35 

- 

-25 

-30 

- 35 

- 35 

16 €. Zum 1.1.2009 steigen die Freibeträge für 
Kinder von 5.808 € auf 6.000 €. 

Bund 

-917 


-981 

-929 

-917 

-917 


ESt 

- 882 

- 

-956 

-899 

- 882 

-882 


SolZ 

-35 

- 

-25 

-30 

-35 

-35 


Länder 

-882 

. 

-956 

-899 

-882 

-882 


ESt 

- 882 

- 

-956 

-899 

- 882 

-882 


Gern. 

-311 

. 

-338 

-317 

-311 

-311 


ESt 

-311 

- 

-338 

-317 

-311 

-311 


3 Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Insg. 

- 2.240 

■ 

- 2.275 

- 2.225 

- 2.240 

- 2.240 


ESt 

- 2.200 

- 

- 2.250 

-2.190 

- 2.200 

- 2.200 


SolZ 

-40 

- 

-25 

- 35 

-40 

-40 


Bund 

-975 

. 

-981 

-966 

-975 

-975 


ESt 

-935 

- 

-956 

-931 

- 935 

-935 


SolZ 

-40 

- 

-25 

- 35 

-40 

-40 


Länder 

-935 

. 

-956 

-931 

-935 

-935 


ESt 

-935 

- 

-956 

-931 

-935 

-935 


Gern. 

-330 

. 

-338 

-328 

-330 

-330 


ESt 

-330 

- 

-338 

-328 

-330 

-330 


Anmerkungen: 

Wirkung für einen vollen {Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 

Ohne Berücksichtigung einer Anpassung einer Verteilung im Finanzausgleich. 
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b) Andere Haushaltsausgaben 

Durch die Erhöhung und Staffelung des Kindergeldes im 
Bundeskindergeldgesetz entstehen für den Bund Kosten in 
Höhe von bis zu 7 Mio. Euro jährlich. 

Durch das angehobene Kindergeld entstehen beim Bund so- 
wie in geringem Umfang bei den Kommunen Minderaus- 
gaben beim Arbeitslosengeld 11 (Sozialgeld) in Höhe von 
rd. 230 Mio. Euro jährlich und bei den Kommunen bei den 
Leistungen nach dem SGB Xll von rd. 18 Mio. Euro jähr- 
lich. Bei den Unterhaltsleistungen nach dem Unterhaltsvor- 
schussgesetz entstehen dem Bund Minderausgaben aufgrund 
der Kindergeldanrechnung von bis zu 20 Mio. Euro jährlich 
und den Ländern von bis zu 40 Mio. Euro jährlich. Bei den 
nach § 7 UVG eingezogenen Beträgen erfolgen zugleich 
Mindereinnahmen von bis zu 4 Mio. Euro beim Bund und 
von bis zu 8 Mio. Euro bei den Ländern. 

Durch die neue Leistung für die Schule entstehen bei den 
Ländern und Kommunen Kosten in Höhe von 2 Mio. Euro 
(§ 28a - neu - SGB Xll) und beim Bund von 119 Mio. Euro 
(§ 24a-neu-SGB ll)jährlich. 

Bürokratieko sten 

a) Unternehmen 

Es werden keine Infomiationspflichten für Unternehmen ein- 
geführt, geändert oder abgeschafft. 

b) Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger werden zwei Informations- 
pflichten abgeschafft. Mit der Streichung des § 33a Abs. 3 
EStG entfallen die dort geforderten Nachweispflichten zu 
Alter, Krankheit, Grad der Behinderung oder Pflegebedürf- 
tigkeit. Die Streichung des § 35a Abs. 2 Satz 1 zweiter Halb- 
satz EStG (erhöhter Betrag) führt zum Wegfall der dort gefor- 
derten Nachweispflichten. 

Durch die Änderungen im Zweiten und im Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch wird in den Ausnahmefällen des § 24a 
Satz 3 SGB 11 und § 28a Satz 2 SGB Xll jeweils eine Infor- 
mationspflicht eingeführt. 

c) Verwaltung 

Für die Verwaltung werden keine Informationspflichten ein- 
geführt, geändert oder abgeschafft. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuerge- 
setzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Zu Buchstabe a (§ 4f- weggefallen-) 

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht an 
die Aufhebung des § 4f EStG. 

Zu Buchstabe b (Abschnitt 4b - neu -) 

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht an 
den neu eingefügten Abschnitt 4b. Kinderbetreuungskosten. 


Zu Buchstabe c (§ 35a) 

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht an 
die geänderte Überschrift des § 35a EStG. 

Zu Nummer 2 (§ 4f- aufgehoben- ) 

Die Regelung wird in den neuen § 9c Abs. 1 und 3 EStG 
übernommen und entfällt an dieser Stelle. 

Zu Nummer 3 (§9 Abs. 5 Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 

Zu Nummer 4 (§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 

Zu Nummer 5 (Abschnitt 4b - neu -, § 9c - neu -) 

Die Regelung dient der Zusammenfassung der seit 2006 an 
mehreren Stellen des Einkommensteuergesetzes geregelten 
steuerlichen Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten. 
Durch Schaffung des neuen Abschnitts 4b werden verschie- 
dene Vorschriften zum Abzug von Aufwendungen wie Be- 
triebsausgaben oder Werbungskosten sowie als Sonderaus- 
gaben in einer Vorschrift zusammengefasst. Gemeinsame 
Verfahrensregelungen brauchen nicht mehr an verschiedenen 
Stellen des Gesetzes geregelt zu werden. 

Zu Absatz 1 

Er enthält die bisherigen Regelungen zum Abzug der er- 
werbsbedingten Kinderbetreuungskosten und ersetzt damit 
den bisherigen § 4fEStG. 

Zu Absatz 2 

Er enthält die bisherigen Regelungen zum Abzug der nicht 
erwerbsbedingten Kinderbetreuungskosten und ersetzt damit 
§ 10 Abs. 1 Nr. 5 und 8 EStG. 

Zu Absatz 3 

Er enthält die bisher in den §§ 4f, 10 Abs. 1 Nr. 5 und 8 EStG 
enthaltenen Verfahrensregelungen und Abzugsbedingungen. 

Die Aufhebung von §§ 4f, 10 Abs. 1 Nr. 5 und 8 EStG, die 
Einfügung des § 9c EStG sowie die damit in Zusammenhang 
stehenden Folgeänderungen sind nach der allgemeinen 
Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG i. d. F. des Jahres- 
steuergesetzes 2009 erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 2009 anzuwenden. 

Zu Nummer 6 (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 und 8 - aufgehoben-) 

Die Regelungen werden in den neuen § 9c Abs. 2 und 3 EStG 
übernommen und entfallen an dieser Stelle. 

Zu Nummer 7 (§ lOcAbs. 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 
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Zu Nummer 8 (§12) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 

ZuNummer9 (§ 26a Abs. 2 Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 

Zu Nummer 10 (§ 32 Abs. 6 Satz 1) 

Die Erhöhung des Kinderfreibetrags erfolgt vorsorglich be- 
reits für das Jahr 2009 auch ohne genaue Kenntnis der Min- 
desthöhe für das steuerfrei zu stellende Existenzminimum 
von Kindern ab dem Jahr 2010. 

Zu Nummer 11 (§ 33 Abs. 2 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 

Zu Nummer 12 (§ 33a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3 - aufgehoben -) 

Wegen der Zusammenfassung der Regelungen in eine Steu- 
erermäßigung in der Form des Abzugs von der Steuerschuld 
(§ 35a EStG) kann § 33a Abs. 3 EStG entfallen. 

Zu Buchstabe b (Absätze 4 und 5 - alt -) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf- 
grund der Aufhebung des § 33a Abs. 3 EStG. 

Zu Buchstabe c (Absätze 3 und 4 - neu -) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf- 
grund der Aufhebung des § 33a Abs. 3 EStG. 

Zu Buchstabe d (Absatz 4 - neu -) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf- 
grund der Aufhebung des § 33a Abs. 3 EStG. 

Zu Nummer 13 (§ 35a) 

Steuerabzugs- und -ermäßigungsregelungen im Bereich des 
privaten Haushalts des Steuerpflichtigen als Arbeitgeber und 
Auftraggeber bis hin zum Pflege- und Betreuungsbereich 
sind im geltenden Recht in sieben Fördertatbeständen über 
zwei Paragraphen verteilt. Darüber hinaus werden sie in un- 
terschiedlicher Form (Abzug von der Bemessungsgrundlage/ 
Abzug von der Steuerschuld) und in unterschiedlicher Höhe 
(Höchstbetrag 624 Euro, 924 Euro; 10 Prozent der Aufwen- 
dungen, höchstens 510 Euro; 12 Prozent der Aufwendungen, 
höchstens 2 400 Euro; 20 Prozent der Aufwendungen, 
höchstens 600 Euro oder 1 200 Euro) gefordert. Dies ist für 
den einzelnen Steuerpflichtigen unübersichtlich, verwirrend 
und nicht mehr nachvollziehbar. Daher soll die Förderung der 
begünstigten Sachverhalte zusammengefasst und vereinheit- 
licht werden. Eine Unterscheidung nach Art und Grund der 
Beschäftigung erfolgt nur noch danach, ob es sich bei dem 
haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnis um eine geringfü- 
gige Beschäftigung im Sinne des § 8a des Vierten Buches So- 


zialgesetzbuch handelt. Alle anderen Beschäftigungsverhält- 
nisse und haushaltsnahen Dienstleistungen, einschließlich 
Pflege- und Betreuungsleistungen, werden in Absatz 2 zu- 
sammengefasst. 

Die Fördersätze werden für alle Förderungen - einschließlich 
der geringfügigen Beschäftigung - einheitlich auf 20 Prozent 
festgelegt. Der Höchstbetrag für die Förderung der geringfü- 
gigen Beschäftigung beträgt unverändert 510 Euro. Die 
Höchstbeträge für die Förderung der anderen begünstigten 
Sachverhalte werden einheitlich auf 20 Prozent der Auf- 
wendungen, höchstens 4 000 Euro (= 20 Prozent von 
20 000 Euro) festgelegt. Damit werden durchschnittliche 
Aufwendungen in Höhe von 1 665 Euro monatlich gefördert. 
Die Förderung der Inanspruchnahme von Dienstleistungs- 
agenturen wird durch die deutliche Ausweitung der berück- 
sichtigungsfähigen Aufwendungen von derzeit 3 000 Euro 
auf bis zu 20 000 Euro bei gleich bleibendem Fördersatz 
(20 Prozent) gegenüber dem geltenden Recht um das 
6,7-fache (im Bereich der ambulanten Betreuungs- und Pfle- 
geangebote durch die Ausweitung von derzeit 6 000 Euro auf 
bis zu 20 000 Euro um das 3,3-fache) verbessert. 

Aus weiteren Vereinfachungs- und Entbürokratisierungs- 
gründen entfällt die Regelung, dass die Aufwendungen für 
jeden Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für den 
Abzug dem Grunde nach nicht Vorgelegen haben, um ein 
Zwölftel zu vermindern sind. 

Durch die Einbeziehung des bisherigen § 33a Abs. 3 EStG 
erfolgt eine zusätzliche Förderung der Pflege- und Betreu- 
ungsleistungen. Der Vorteil im Vergleich zu dem bisherigen 
Abzug als außergewöhnliche Belastung liegt darin, dass der 
Abzug von der Steuerschuld unabhängig vom individuellen 
Steuersatz ist und sich somit für Steuerpflichtige, die in der 
Progression nicht so hoch sind, günstiger auswirkt. Das 
könnte Beschäftigungsanreize durch Steuerpflichtige mit 
kleinen und mittleren Einkommen auslösen. 

Wegen der Erhöhung der Förderhöchstbeträge karm auch die 
bisherige Verdoppelungsregelung für bestimmte Pflege- und 
Betreuungsleistungen (§ 35a Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz 
EStG) entfallen. Damit entfallen weitere Bürokratiehürden, 
weil der Steuerpflichtige den Schweregrad der Bedürftigkeit 
nicht mehr nachweisen muss. Dies erleichtert auch die elek- 
tronische Abgabe der Steuererklärung, weil dieser Beleg 
nicht mehr beigebracht werden muss. 

Die Aufhebung des § 33a Abs. 3 EStG und die Änderung des 
§ 35a EStG sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung 
in § 52 Abs. 1 EStG i. d. F. des Jahressteuergesetzes 2009 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 2009 anzuwenden. 

Zu Nummer 14 (§ 37 Abs. 3 Satz 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 

Zu Nummer 15 (§ 39a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 4, Abs. 3 
Satz 2) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 
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Zu Nummer 16 (§ 50 Abs. 1 Satz 3) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Zusammenfassung der Kinderbetreu- 
ungskosten in einer Vorschrift. 

ZuNummerl? (§ 51a Abs. 2a Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im Zu- 
sammenhang mit der Erhöhung des Kinderfreibetrags. 

Zu Nummer 18 (§ 66 Abs. 1) 

Um Familien zu fördern, wird das Kindergeld ab 2009 für je- 
des zu berücksichtigende Kind erhöht. Um insbesondere 
Mehrkindfamilien zu fordern, fällt die Erhöhung für das drit- 
te und jedes weitere Kind höher aus. Dadurch entsteht eine 
zusätzliche Staffelung bereits ab dem dritten Kind. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Bundeskindergeld- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§4 Abs. 1 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 2 (§ 6 ) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Mit der Änderung des § 6 Abs. 1 des Bundeskindergeldge- 
setzes (BKGG) wird, um insbesondere Familien mit geringen 
Einkommen und Mehrkindfamilien zu fördern, das Kinder- 
geld für jedes zu berücksichtigende Kind erhöht, wobei eine 
zusätzliche Staffel für das dritte Kind eingeführt wird und die 
Erhöhung ab dem dritten Kind deutlich höher ausfallt als für 
erste und zweite Kinder. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Die Änderung des § 6 Abs. 2 BKGG passt die Höhe des Kin- 
dergeldanspruchs für Vollwaisen und Kinder, die den Aufent- 
halt ihrer Eltern nicht kennen, an die in Absatz 1 geregelte 
Höhe des Kindergeldes für erste Kinder an. 

Zu Nummer 3 (§ 6a Abs. 4 Satz 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis) 

Notwendige redaktionelle Anpassung des Inhaltsverzeich- 
nisses an den neu eingefügten § 24a SGB II. 

Zu Nummer 2 (§ 24a -neu-) 

Mit der Gewährung einer jährlichen Einmalleistung in Höhe 
von 100 Euro kommt die Bundesregierung ihrem Anliegen 
zur besonderen Förderung der schulischen Bildung von Kin- 
dern und Jugendlichen aus Familien nach, die ihren Lebens- 
unterhalt nicht oder nicht vollständig aus eigenen Kräften 
und Mitteln bestreiten können. Anknüpfungspunkt für den 
Anspruch ist der jährliche Schuljahresbeginn. Deshalb muss 
Hilfebedürftigkeit zu diesem Zeitpunkt vorliegen. Erfasst 
werden von der Regelung auch Schüler, die aus schwerwie- 
genden sozialen Gründen nicht im Haushalt ihrer Eltern oder 


eines Elternteils leben oder aus einem sonstigen schwerwie- 
genden Grund nicht auf den elterlichen Haushalt verwiesen 
werden können. Erforderlich ist in diesen Fällen die vorheri- 
ge Zusicherung des zuständigen Leistungsträgers, dass Leis- 
tungen für Unterkunft und Heizung für die Zeit nach dem 
Umzug erbracht werden. 

Die pauschale Leistung umfasst insbesondere die erforderli- 
che Ausstattung am Schuljahresbeginn. Von dieser Leistung 
unberührt bleibt die Verantwortung der Länder für die schuli- 
sche Bildung im Rahmen der föderalen Aufgabenwahmeh- 
mung. 

Diese Leistung dient insbesondere dem Erwerb von Gegen- 
ständen zur persönlichen Ausstattung für die Schule (z. B. 
Schulranzen, Schulrucksack, Turnzeug, Tumbeutel, Block- 
flöte) und für Schreib-, Rechen- und Zeichenmaterialien 
(z. B. Füller einschließlich Tintenpatronen, Kugelschreiber, 
Bleistifte, Malstifte, Malkästen, Hefte, Blöcke, Papier, Li- 
neale, Buchhüllen, Zirkel, Taschenrechner, Geodreieck). 

Die im Satz 3 normierte Nachweispflicht gibt dem Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende im begründeten Einzel- 
fall die Möglichkeit, zu überprüfen, ob die Leistung auch 
zweckentsprechend bei den Schülern ankommt. 

Zu Nummer 3 (§ 41 Abs. 1 Satz 5 -neu-) 

Die zusätzliche Leistung für die Schule nach § 24a SGB II 
soll jeweils zum 1. August eines Jahres erbracht werden. 
Hierdurch soll gewährleistet werden, dass die Leistung bun- 
deseinheitlich zur Vorbereitung eines neuen Schuljahres zur 
Verfügung steht. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis) 

Notwendige redaktionelle Anpassung des Inhaltsverzeich- 
nisses an den neu eingefügten § 28a SGB XII. 

Zu Nummer 2 (§ 28 Abs. 1 Satz 1) 

Die Vorschrift definiert abschließend diejenigen Leistungen, 
die nicht vom Regelsatz erfasst sind. Hierzu gehört auch die 
zusätzliche Leistung für die Schule. Es handelt sich um eine 
zusätzliche Leistung, die über den im Regelsatz abgebildeten 
Schulbedarf hinaus gewährt wird. 

ZuNummer3 (§28a-neu-) 

Diese Leistung dient insbesondere dem Erwerb von Gegen- 
ständen zur persönlichen Ausstattung für die Schule (z. B. 
Schulranzen, Schulrucksack, Turnzeug, Tumbeutel, Block- 
flöte) und für Schreib-, Rechen- und Zeichenmaterialien 
(z. B. Füller einschließlich Tintenpatronen, Kugelschreiber, 
Bleistifte, Malstifte, Malkästen, Hefte, Blöcke, Papier, Li- 
neale, Buchhüllen, Zirkel, Taschenrechner, Geodreieck). 

Gefördert werden Schülerinnen und Schüler bis einschließ- 
lich der Jahrgangsstufe 1 0. Im Hinblick auf das bildungspoli- 
tische Ziel der Bundesregiemng ist der Betrag in Höhe von 
100 Euro sozialpolitisch angemessen. 

Der Zeitpunkt für die Auszahlung der Leistung trägt dem 
Umstand Rechnung, dass insbesondere zu Beginn jedes 
Schuljahres ein wesentlicher Anteil der gesamten Schulkos- 
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ten anfällt. Ein konkreter Termin ist nicht vorgegeben, um 
den Trägem der Sozialhilfe die Möglichkeit zu geben, die 
Leistung in Abhängigkeit vom jeweiligen Schuljahresbeginn 
des Landes rechtzeitig zu gewähren. 

Die in Satz 2 normierte Nachweispflicht gibt dem Träger der 
Sozialhilfe im begründeten Einzelfall die Möglichkeit, zu 
überprüfen, ob die Leistung auch für den Schulbedarf bei der 
Schülerin bzw. dem Schüler ankommt. Die Form der Über- 
prüfung bleibt dem Träger der Sozialhilfe überlassen. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Solidaritätszuschlag- 
gesetzes 1995) 

Zu Nummer 1 (§3 Abs. 2a Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändemng im Zu- 
sammenhang mit der Erhöhung des Kinderfreibetrags (vgl. 
Änderung zu § 32 Abs. 6 EStG und § 5 la Abs. 2a EStG). 

ZuNummerl (§ 6 Abs. 10 -neu-) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändemng auf- 
gmnd der Erhöhung des Kinderfreibetrags (vgl. Ändemng zu 
§ 32 Abs. 6 EStG und § 51a Abs. 2a EStG). Die Regelung 
bestimmt als Anwendungszeitpunkt der Ändemng in § 3 des 
Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 den Veranlagungszeit- 
raum 2009. 

Zu Artikel 6 (Neubekanntmachung des Bundes- 
kindergeldgesetzes) 

Artikel 6 enthält die Ermächtigung zur Neubekanntma- 
chung. 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Gmndsätzlich treten die Ändemngen durch das vorliegende 
Ändemngsgesetz am 1 . Januar 2009 in Kraft. 

Zu Absatz 2 

Mit der Regelung soll sichergestellt werden, dass die neue 
Leistung zum Schuljahresbeginn 2009 ausgezahlt werden, 
kann. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Geset- 
zes auf Bürokratiekosten geprüft, die durch Informations- 
pflichten begründet werden. 

Mit dem Entwurf werden für Bürgerinnen und Bürger zwei 
Informationspflichten eingeführt und zwei aufgehoben. Für 
Wirtschaft und Verwaltung werden keine Informations- 
pflichten eingeführt, geändert oder aufgehoben. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 850. Sitzung am 7. November 
2008 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 11, 

13, 14, 15, 16 und 17a - neu - (§§ 9, 9a, 9c, 10, 10c, 12, 

26a, 33, 35a, 37, 39a, 50 und 52 EStG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 1 ist Buchstabe b zu streichen. 

b) Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. ln § 9 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe „sowie § 4f ‘ 
gestrichen. ‘ 

c) Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

,4. ln § 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a wird die Angabe 
daneben sind Aufwendungen nach § 4f geson- 
dert abzuziehen“ gestrichen.“ 

d) Nummer 5 ist zu streichen. 

e) Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

,6. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. zwei Drittel der Aufwendungen für 
Dienstleistungen zur Betreuung eines zum 
Haushalt des Steuerpflichtigen gehören- 
den Kindes im Sirme des § 32 Abs. 1, wel- 
ches das 14. Lebensjahr noch nicht vollen- 
det hat oder wegen einer vor Vollendung 
des 25. Lebensjahres eingetretenen kör- 
perlichen, geistigen oder seelischen Be- 
hinderung außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten, höchstens 4 000 Euro je 
Kind. Voraussetzung ist, dass der Steuer- 
pflichtige entweder erwerbstätig ist, sich 
in Ausbildung befindet, körperlich, geistig 
oder seelisch behindert oder krank ist. Die 
Krankheit muss innerhalb eines zusam- 
menhängenden Zeitraums von mindestens 
drei Monaten bestanden haben, es sei 
denn, der Krankheitsfall tritt unmittelbar 
im Anschluss an eine Erwerbstätigkeit 
oder Ausbildung ein. Bei zusammenle- 
benden Eltern ist Satz 1 nur dann anzu- 
wenden, wenn bei beiden Elternteilen die 
Voraussetzungen nach den Sätzen 2 und 3 
vorliegen. Bei Aufwendungen für Dienst- 
leistungen zur Betreuung eines zum Haus- 
halt des Steuerpflichtigen gehörenden 
Kindes im Sinne des § 32 Abs. 1, welches 
das dritte Lebensjahr vollendet, das sechs- 
te Lebensjahr aber noch nicht vollendet 
hat, sind die Sätze 2 bis 4 nicht anzuwen- 
den. Satz 1 gilt nicht für Aufwendungen 


für Unterricht, die Vermittlung besonderer 
Fähigkeiten sowie für sportliche und an- 
dere Freizeitbetätigungen. Ist das zu be- 
treuende Kind nicht nach § 1 Abs. 1 oder 
Abs. 2 unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtig, ist der in Satz 1 genannte Betrag 
zu kürzen, soweit es nach den Verhältnis- 
sen im Wohnsitzstaat des Kindes notwen- 
dig und angemessen ist. Voraussetzung für 
den Abzug von Kinderbetreuungskosten 
ist, dass der Steuerpflichtige über die Auf- 
wendungen eine Rechnung erhalten hat 
und die Zahlung auf das Konto des Erbrin- 
gers der Leistung erfolgt ist.“ 

b) Nummer 8 wird aufgehoben.“ 

f) Nummer 7 ist wie folgt zu fassen: 

,7. ln § 10c Abs. 1 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1 
Nr. 1, la, 4, 5, 7 bis 9‘“ durch die Angabe „§ 10 
Abs. 1 Nr. 1, la, 4, 5, 7 und 9““ ersetzt.“ 

g) Nummer 8 ist wie folgt zu fassen: 

,8. ln § 12 wird die Angabe „in den §§ 4f, 10 Abs. 1 
Nr. 1, 2 bis 5, 7 bis 9““ durch die Angabe „in § 10 
Abs. 1 Nr. 1,2 bis 5, 7 und 9““ ersetzt.“ 

h) Nummer 9 ist wie folgt zu fassen: 

,9. ln § 26a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 10 
Abs. 1 Nr. 5 und 8““ durch die Angabe „§ 10 
Abs. 1 Nr. 5‘“ ersetzt.“ 

i) Nummer 1 1 ist wie folgt zu fassen: 

,11. ln § 33 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „oder 
unter § 4f oder § 9 Abs. 5 fallen““ gestrichen.“ 

j) ln Nummer 13 ist in § 35a Abs. 5 Satz 1 die Angabe 

„§ 9c““ durch die Angabe „§ 10 Abs. 1 Nr. 5““ zu erset- 
zen. 

k) Nummer 14 ist wie folgt zu fassen: 

,14. ln § 37 Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 10 
Abs. 1 Nr. 1, la, Ib, 4, 5, 7 bis 9““ durch die 
Angabe „§ 10 Abs. 1 Nr. 1, la, Ib, 4, 5, 7 und 9““ 
ersetzt. “ 

l) Nummer 1 5 ist wie folgt zu fassen: 

,15. ln § 39a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 
Satz 2 wird jeweils die Angabe „§ 10 Abs. 1 
Nr. 1, la, Ib, 4, 5, 7 bis 9““ durch die Angabe 
„§ 10 Abs. 1 Nr. 1, la, Ib, 4, 5, 7 und 9““ ersetzt.“ 

m) Nummer 1 6 ist wie folgt zu fassen: 

,16. § 50 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die §§ 9a, 10, 10a, 10c, 16 Abs. 4, die §§ 24a, 
24b, 32, 32a Abs. 6, die §§ 33, 33a und 33b sind 
nicht anzuwenden.““ “ 
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n) Nach Nummer 17 ist folgende Nummer 17a einzufu- 
gen: 

,17a. ln§ 52 wird folgender Absatz 23g eingefügt: 

„(23g) § 10 Abs. 1 Nr. 5 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom . . . gilt auch für Kin- 
der, die wegen einer vor dem 1. Januar 2007 in 
der Zeit ab Vollendung des 25. Lebensjahres und 
vor Vollendung des 27. Lebensjahres eingetrete- 
nen körperlichen, geistigen oder seelischen Be- 
hinderung außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten.“ ‘ 

Begründung 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Zusammenfas- 
sung der bisher in drei Vorschriften enthaltenen Regelun- 
gen vereinfacht den Kinderbetreuungskostenabzug nur in 
formaler Hinsicht. Die damit verbundenen administrati- 
ven Probleme, auf die der Bundesrat zuletzt in seiner Stel- 
lungnahme vom 16. Juni 2008 (Bundesratsdrucksache 
330/06 (Beschluss)) hingewiesen hat, werden dadurch je- 
doch nicht gelöst. 

Diese treten in den Fällen auf, in denen die Kinderbetreu- 
ungskosten wie Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
abgezogen werden sollen. So müssten nach dem Regie- 
rungsentwurf nach wie vor bis zu drei Finanzämter (wenn 
ein Eltemteil seine Erwerbstätigkeit außerhalb des Be- 
zirks des Wohnsitzfinanzamtes ausübt und zusätzlich an 
einer Personengesellschaft an einem weiteren Ort betei- 
ligt ist) Zusammenwirken, um eine unzulässige Über- 
schreitung des Höchstbetrags für die Kinderbetreuungs- 
kosten zu verhindern. Hinzu kommt, dass bei unter- 
schiedlichen Einkünfteermittlungsmethoden (bei Be- 
triebsvermögensvergleich das Entstehungsprinzip und im 
Übrigen das Abflussprinzip) ein unzulässiger Abzug in 
Bezug auf die zeitliche Zuordnung nur erschwert erkenn- 
bar ist. 

Der Abzug wie Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
lässt darüber hinaus solche Eltern leer ausgehen, deren 
Erwerbstätigkeit mit einer pauschalierten Gewirmermitt- 
lung (z. B. bei § 13a EStG bei Landwirten oder der Ton- 
nagebesteuerung nach § 5a EStG), einem Werbungskos- 
tenabzugsverbot (z. B. nach § 22 Nr. 4 Satz 2 EStG bei 
Abgeordneten) oder steuerfreien Einnahmen (z. B. bei 
nebenberuflicher Übungsleitertätigkeit nach § 3 Nr. 26 
EStG) verbunden ist. 

Diese vorstehend dargestellten Probleme entfallen, wenn 
auch die erwerbsbedingten Kinderbetreuungskosten als 
Sonderausgaben abgezogen werden. Dies wird durch die 
Änderung in Buchstabe e erreicht. Der Kinderbetreuungs- 
kostenabzug ist von den Eltern dann ausschließlich ge- 
genüber dem Wohnsitzfinanzamt im Rahmen der Ein- 
kommensteuererklärung bei den Angaben zum Kind gel- 
tend zu machen. Damit entfällt die bisher notwendige 
Erklärung im Rahmen der unterschiedlichen Einkünfteer- 
mittlungen und der gegebenenfalls erforderliche zusätzli- 
che Abgleich zwischen mehreren Finanzämtern. 

Bei den Änderungen in den übrigen Buchstaben handelt 
es sich um Folgeänderungen. Die Änderung in Buch- 
stabe n verhindert, anders als der Regierungsentwurf, 
dass der Kinderbetreuungskostenabzug bei behinderten 


Kindern entfällt, bei denen die Behinderung vor dem 
1. Januar 2007 und vor Vollendung des 27. Lebensjahres 
eingetreten ist. Insofern wird die derzeitige in § 52 
Abs. 12e und 24a EStG enthaltene Regelung zu § 4f und 
§ 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG fortgeschrieben. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 35a EStG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in § 35a Abs. 2 nach Satz 2 folgen- 
der Satz einzufügen: 

„Der Abzug von der tariflichen Einkonrmensteuer nach 
Satz 1 für die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienst- 
leistungen und nach Satz 2 gilt nur für Arbeitskosten.“ 

Begründung 

In die Steuerermäßigung werden für die Inanspruchnah- 
me von haushaltsnahen Dienstleistungen, Pflege- und Be- 
treuungsleistungen sowie Handwerkerleistungen bisher 
nur die Arbeitskosten einbezogen (§ 35a Abs. 2 Satz 3 
EStG). Für Handwerkerleistungen soll dies auch künftig 
gelten (§ 35a Abs. 3 Satz 2 EStG-E). Es ist nicht ersicht- 
lich, dass für haushaltsnahe Dienstleistungen und für 
Pflege- und Betreuungsleistungen insoweit eine Auswei- 
tung der Begünstigung auf Materialkosten bzw. gelieferte 
Waren (z. B. vollständige Begünstigung der Leistungen 
eines Partyserviee incl. Waren oder Lieferung von Stütz- 
strümpfen oder eines Pflegebettes) erfolgen soll, denn mit 
der Steuerermäßigung soll die Inanspruchnahme von 
Arbeitsleistungen gefördert werden, um Beschäftigungs- 
anreize zu setzen. 

Absatz 2 wird daher um eine der bisherigen Regelung ent- 
sprechende Einschränkung ergänzt. Für die Abgrenzung 
der Arbeitskosten können dann weiterhin die bisher auf- 
gestellten Verwaltungsregelungen (zuletzt BMF-Schrei- 
ben vom 26. Oktober 2007, BStBl 1 S. 783) gelten. 

3. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 24a Satz 1 SGB II) 

Artikel 4 Nr. 3 (§ 28a Satz 1 SGB XII) 

Der Bundesrat fordert, die in § 24a Satz 1 SGB II und in 
§ 28a Satz 1 SGB XII vorgesehene Begrenzung der Leis- 
tungsgewährung auf Schülerinnen und Schüler bis zum 
Abschluss der Jahrgangsstufe 10 zu streichen. Der Leis- 
tungsausschluss für Schülerirmen und Schüler, die einen 
höheren Bildungsabschluss anstreben, ist sachlich nicht 
gerechtfertigt und bildungspolitisch kontraproduktiv. Ge- 
rade Leistungsempfänger nach dem SGB II und dem 
SGB XII, die einen höheren Bildungsabschluss anstre- 
ben, sollten angesichts der Diskussionen um die soziale 
Durchlässigkeit des deutschen Bildungssystems gegen- 
über anderen Schülerinnen und Schülern im Sozialleis- 
tungsbezug nicht finanziell benachteiligt werden. Zudem 
widerspricht der Leistungsausschluss der politischen 
Zielsetzung, den Anteil der Personen mit einem höheren 
Bildungsabschluss in den kommenden Jahren signifikant 
zu steigern. Das System der Leistungsausschlüsse gemäß 
§ 7 Abs. 5 und 6 SGB II sowie § 22 SGB XII bleibt unbe- 
rührt. 

4. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 24a Satz 3 SGB II) 

Artikel 4 (§31 Abs. 4 - neu -) SGB XII 

a) In Artikel 3 Nr. 2 ist § 24a Satz 3 wie folgt zu fassen: 
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„Der zuständige Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende kann im begründeten Einzelfall, ins- 
besondere nach nicht zweckentsprechender Verwen- 
dung der Leistung nach den Sätzen 1 und 2, die Leis- 
tung künftig in Form einer Sachleistung erbringen.“ 

b) Artikel 4 ist wie folgt zu fassen: 

, Artikel 4 

Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

Dem § 3 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch - 
Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezem- 
ber 2003, BGBl. 1 S. 3022, 3023), das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Schülerinnen und Schüler allgemeinbildender 
Schulen und anderer Schulen mit dem Ziel des Er- 
werbs eines allgemeinbildenden Schulabschlusses er- 
halten jeweils zu Beginn eines Schuljahres eine zu- 
sätzliche Leistung für die Schule in Höhe von 100 Eu- 
ro. Der zuständige Träger der Sozialhilfe kann im 
begründeten Einzelfall, insbesondere nach nicht 
zweckentsprechender Verwendung der Leistung nach 
Satz 1, die Leistung künftig in Form einer Sachleis- 
tung erbringen.“ ‘ 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung, wonach 
der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende bzw. 
der Sozialhilfeträger im begründeten Einzelfall lediglich 
einen Nachweis über eine zweckentsprechende Verwen- 
dung der Leistung verlangen kann, begegnet Bedenken. 

Zum einen ist eine derartige Regelung nicht notwendig, 
da der Amtsermittlungsgrundsatz (§ 20 SGB X) bereits 
das Verlangen nach entsprechenden Belegen rechtfertigt. 
Zum anderen ist zu befürchten, dass die bloße Vorlage 
von Belegen nicht ausreichend ist, eventuelle Leistungs- 
missbräuche zu verhindern. 

In begründeten Einzelfällen ist es daher sinnvoll und ge- 
boten, nach nicht zweckentsprechender Verwendung der 
zusätzlichen Leistung für die Schule statt einer Geldleis- 
tung in künftigen Fällen eine Sachleistung (z. B. Ausgabe 
eines Gutscheins) zu erbringen. 

Aus systematischen Gründen sollte die neue Leistung in 
einem neuen Absatz in § 3 1 SGB XII eingeordnet wer- 
den: Die neue Leistung stellt einen einmaligen Bedarf, 
wenngleich wiederkehrend, dar. Es ist nicht ersichtlich, 
weshalb sie im Gegensatz zu den bereits existierenden 
einmaligen Leistungen gesondert geregelt werden sollte. 
Ferner entfiele der Bedarf für die im Entwurf vorgesehe- 
nen Änderungen des § 28 SGB XII. 

5. Zu Artikel 5a - neu - (Finanzausgleichsgesetz) 

Nach Artikel 5 ist folgender Artikel 5a einzufügen: 
,Artikel 5a 

Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Finanzausgleich zwi- 
schen Bund und Ländern (Finanzausgleichsgesetz) vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3956), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Achten Gesetzes zur Änderung des Gemein- 


defmanzreformgesetzes vom 31. Juli 2008 (BGBl. I 
S. 1626) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Nach Satz 10 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Zum Ausgleich der Kindergelderhöhung zum 1 . Ja- 
nuar 2009 verringert sich der Anteil des Bundes nach 
Satz 4 um 0,41 Vomhundertpunkte und erhöht sich der 
Anteil der Länder um 0,41 Vomhundertpunkte. Der in 
Satz 5 genannte Anteil wird ab 1 . Januar 2009 um 
weitere 0,41 Vomhundertpunkte erhöht.“ 

2. Im bisherigen Satz 13 werden die Wörter „in den Sät- 
zen 7 bis 12“ durch die Wörter „in den Sätzen 7 bis 14“ 
ersetzt. ‘ 

Begründung 

Durch die Neuregelung des Familienleistungsausgleichs 
ab 1996 ist die Lastentragung im bisherigen Verhältnis 
fortgeschrieben worden. Danach tragen der Bund 
74 V. H., die Länder und Kommunen 26 v. H. der Auf- 
wendungen (vgl. Artikel 106 Abs. 3 Satz 5 GG, § 1 Satz 6 
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern). Infolge der Einbindung der Leistungen in 
das Einkommensteuerrecht ergeben sich jedoch davon 
abweichende Belastungsanteile des Bundes von 
42,5 V. H. und der Länderebene mit 57,5 v. H. Es ist daher 
eine Regelung erforderlich, die sicherstellt, dass die Las- 
tenteilung bezogen auf die Leistungsverbesserungen ab 
2009 mit 74 v. H. zu 26 v. H. erreicht wird. Ausgehend 
vom Volumen der Steuennindereinnahmen bei der Ein- 
kommensteuer aus der Anhebung des Kindergeldes von 
rd. 2,1 Mrd. Euro ergibt sich für die Länderseite ab dem 
Jahr 2009 ein Ausgleichsanspruch von rd. 0,7 Mrd. Euro. 
Dies entspricht 0,41 Prozentpunkten des prozentual zwi- 
schen Bund und Ländern nach Abzug von Vorwegantei- 
len zu verteilenden Umsatzsteueraufkommens. 

Durch die hier vorgenommene Regelung bleibt der Kor- 
rekturbedarf hinsichtlich des Lastenteilungsverhältnisses 
zwischen Bund und Ländern für den bisherigen Familien- 
leistungsausgleich in den Jahren ab 1996 bis heute unbe- 
rührt. 

6. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Der Bundesrat begrüßt den Beschluss der Bundesre- 
gierung, für hilfebedürftige Kinder einen gesonderten 
Schulbedarf nach dem SGB II und dem SGB XII zu 
finanzieren. Für die dringend erforderliche Berück- 
sichtigung des kinderspezifischen Bedarfs bei der 
Neubemessung der Regelleistungen und Regelsätze 
ist dies allerdings lediglich ein erster Schritt. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher er- 
neut auf, wie auch bereits in der Entschließung des 
Bundesrates vom 23. Mai 2008, vgl. Bundesrats- 
drucksache 329/08 (Beschluss), die Regelleistungen 
sowie die Regelsätze für hilfebedürftige Kinder neu zu 
bemessen. Hierbei sind insbesondere die besonderen 
Bedarfe für die Mittagsverpflegung in Ganztagsschu- 
len oder Schulen mit einem Bildungs- und Betreuung- 
sangebot am Nachmittag und in Kindertageseinrich- 
tungen zu berücksichtigen. 
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Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung, wonach 
hilfebedürftige Kinder nach dem SGB II und dem SGB 

XII ein Schulbedarfspaket in Höhe von jährlich 100 Euro 
erhalten können, erfüllt in einem ersten Schritt die Forde- 
rung des Bundesrates nach Berücksichtigung des kinder- 
spezifischen Bedarfs im Rahmen der Bemessung der Re- 
gelleistungen. 

Die dringend erforderliche Neubemessung der Regelleis- 
tungen und Regelsätze steht jedoeh weiterhin aus. Dabei 
ist gerade die finanzielle Unterstützung hilfebedürftiger 

Kinder bei der Mittagsverpflegung in Ganztagsschulen 
oder in Schulen mit einem Bildungs- und Betreuungsan- 
gebot am Nachmittag und in Kindertageseinrichtungen zu 
verankern. 

b) Die Stärkung der Familie und die Förderung privater 

Haushalte insbesondere als Feld für zusätzliche Be- 
schäftigungsmöglichkeiten haben eine hohe Priorität. 

Das Familienleistungsgesetz kommt dem nach. 

Der 2006 eingeführte Steuerbonus auf Handwerker- 
leistungen (20 Prozent von max. 3 000 Euro Hand- 
werkerarbeitsleistungen = 600 Euro) ist ein erfolg- 
reicher Ansatz. Dadurch konnte Beschäftigung in 

Ausbauhandwerken gesichert werden. Erstmals nach 

Jahren des Rückgangs wurden Neueinstellungen vor- 
genommen. 

Der Bundesrat begrüßt das von der Bundesregierung 
angekündigte Maßnahmenpaket „Beschäftigungs- 
sicherung durch Wachstumsstärke“ in Bezug auf die 
darin enthaltene Ausweitung der Absetzbarkeit von 

Handwerkerleistungen bei Instandhaltungs- und 

Modernisierungsmaßnahmen. Die Erhöhung des 

Steuerbonus auf 20 Prozent von 6 000 Euro (= 1 200 

Euro) zum 1 . Januar 2009 ist ein richtiges Signal. 

Der Bundesrat erwartet, dass diese angekündigten 

Maßnahmen zumindest im vorgeschlagenen Umfang 
zügig umgesetzt werden. 

Die derzeitige angespannte Konjunktur sowie die 
aktuell prognostizierte wirtschaftliche Entwicklung 
erfordern gerade für das Handwerk, eine der Stützen 
der Volkswirtschaft, die bestehenden steuerlichen Re- 
gelungen darüber hinaus weiterzuentwickeln. 
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